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Umgang mit den wesentlichen Einwendungen zur geplanten Neufassung der Bremischen 
Landesbauordnung und Änderung des Bremischen Ingenieurgesetzes  
(BremLBO / BremIngG-2024) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für Ihre Anmerkungen und Einwendungen zum Entwurf Neufassung der Bremischen 
Landesbauordnung (Entwurf BremLBO-2024 in der Anhörungsfassung vom 28. September 2023) 
und dem Änderungsentwurf des Bremischen Ingenieurgesetzes (BremIngG) vom 29. August 2023 
im Rahmen des vom 28. September 2023 bis zum 17. November 2023 mit verkürzter Frist durchge-
führten Anhörungsverfahrens. 

Nach erfolgter Abstimmung mit der Ressortleitung und Vertretern der Koalitionsfraktionen möchte 
ich Sie mit diesem „gebündelten Antwortschreiben“ über die Auswertung der Anhörung und das wei-
tere Vorgehen informieren.  

Ich bitte um Verständnis, dass es nicht möglich ist, jede eingegangene Stellungnahme individuell zu 
beantworten. Vor dem Hintergrund, dass einige Einwendungen von mehreren Stellen nahezu gleich-
lautend vorgetragen wurden und der aktuellen Beschlüsse der 142. Bauministerkonferenz im No-
vember 2023 mit konkreten Auswirkungen auf den vorgelegten Gesetzentwurf wird eine „gebündelte 
Beantwortung“ an alle Beteiligten mit diesem Schreiben als zweckmäßig erachtet. 

A. Grundsatzerwägungen 

Es gibt kaum einen Rechtsbereich, der seit einigen Jahren aufgrund multipler Krisensituationen dau-
erhaft von so erheblichen „rechtlichen Umwälzungen“ betroffen ist wie das Baurecht. Hierzu zählt 
sowohl der „Kernbereich“ des Bauplanungsrechts nach BauGB und das Bauordnungsrecht mit den 
jeweiligen Landesbauordnungen als auch die Rechtsbereiche des Baunebenrechts mit den Anpas-
sungen an den Klimaschutz sowie die Wärme-, Energie- und Verkehrswende. Gleichzeitig steht die 
Bauwirtschaft unter enormen Kostendruck und leidet unter vielen „bürokratischen Hürden“. 
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Die Komplexität der jeweiligen Teilproblemstellungen stellt nicht nur die Bauwirtschaft, sondern auch 
Politik und Verwaltung vor gewaltige Herausforderungen, die dauerhaft nur gemeinsam und in einem 
möglichst konstruktiven Dialog bewältigt werden können. Der vorgelegte Gesetzentwurf soll diesbe-
züglich Lösungsansätze bieten, die zu evaluieren und sachgerecht fortzuschreiben sind. 

Zwar wird der hierzu notwendige Abstimmungsprozess vom anhängigen Vertragsverletzungsverfah-
ren (VVV 2018/2291) der KOM gegen DEU zur Anpassung der Regelungen zur Bauvorlageberechti-
gung „getrieben“, doch bereits damalige Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwick-
lung und Wohnungsbau hatte sich im Frühjahr 2023 bewusst gegen eine „isolierte Bauvorlagebe-
rechtigungsnovelle“ ausgesprochen. Infolgedessen hatte die Bremische Regierungskoalition im Juni 
2023 im Koalitionsvertrag weitere Prüfaufträge für die laufende Novellierung der BremLBO festge-
schrieben, die teilweise deckungsgleich mit den im November 2023 beschlossenen Maßnahmen des 
Bund-Länder-Paktes für Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung als sog. “Bau-
Turbo“ sind. 

Zusammenfassend ist nach Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen festzustellen, dass der 
vorgelegte Gesetzentwurf zur Neufassung der Bremischen Landesbauordnung auf ein überwiegend 
positives Echo gestoßen ist. Die Architekten- und Ingenieurkammer sowie die Verbände der Bau- 
und Wohnungswirtschaft begrüßen ausdrücklich die geplanten neuen Instrumente der „Umbauord-
nung“, die Einführung des „Gebäudetyps E“ und der Typengenehmigung. 

Da jedoch der Landesbehindertenbeauftragte mit seinen angeschlossenen Verbänden diesen Neue-
rungen skeptisch gegenübersteht und darin Rückschritte für die Verwirklichung der baulichen Barrie-
refreiheit sieht, soll das in § 67 Absatz 1 eingeräumte Abweichungsermessen weiterhin unverändert 
als „Kann-Vorschrift“ ausgestaltet werden, d.h. die Abweichungen sind unverändert von Seiten der 
Bauherrschaft zu begründen. Diese Rechtsgestaltung räumt auch der Bauaufsicht die Möglichkeit 
ein, alle berechtigten Interessen möglichst angemessen berücksichtigen zu können. 

Die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung hat sich Ende November 2023 gemeinsam mit 
Vertretenden der Koalitionsfraktionen sowohl zum aktuellen Bund-Länder-„Bau-Turbo-Pakt“ als auch 
zu dem Beschlüssen der 142. Bauministerkonferenz am 23./24. November 2023 mit dem Ergebnis 
bekannt, dass in diese Novelle keine Aufnahme von weiteren „bremsend“ wirkenden und kostenstei-
gernden Vorschriften erfolgen soll.  

Vor diesem Hintergrund wird im Gesetzentwurf bewusst auf die Aufnahme der im Rahmen der Anhö-
rung von der Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft sowie der Landestierschutzbeauftragten 
bei der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz vorgebrachten zusätzlichen Anfor-
derungen für folgende Themenbereiche verzichtet: 

 Baustoffe und Kreislaufwirtschaft, 

 Fassadenbegrünung, 

 weitergehende Klimaanpassungs- und Nachhaltigkeitsaspekte sowie 

 Tierschutz. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass sich der Umfang der Generalklausel des 
§ 3 BremLBO nur auf die Themenbereiche beschränken soll, die entweder zum Regelungsinhalt des 
Bauordnungsrechts gehören und somit primär der Gefahrenabwehr dienen oder bei fachübergreifen-
den Themen als Schnittstelle durch konkrete Vorschriften für die Bauaufsichtsbehörden auch nach-
prüfbar und vollziehbar sind (z.B. im Hinblick auf Klimaanpassung und Energiewende mit den kon-
kreten Anforderungen in § 8 Absatz 1 und 2 sowie in § 32 Absatz 10 und 11). 

Ebenso soll die BremLBO nicht rechtswidrig in Themenbereiche eingreifen, für die bereits fachge-
setzliche Regelungsmöglichkeiten bestehen. Aus diesem Grund können auch die vom Beirat 
Schwachhausen vorgetragenen Ergänzungswünsche im Hinblick auf eine städtebauliche Gestal-
tungsprüfung von Gebäuden ausschließlich im Rahmen von quartiersbezogenen Erhaltungssatzun-
gen nach § 172 BauGB berücksichtigt werden. 
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Zur geplanten Änderung des Bremischen Ingenieurgesetzes in Verbindung mit den notwendigen An-
passungen an die Bauvorlageberechtigung sind, von redaktionellen Anmerkungen abgesehen, keine 
Einwendungen vorgetragen worden. 

Das Gesetzgebungsverfahren zur Anpassung der Änderung der Verordnung zur Durchführung des 
Gebäudeenergiegesetzes (Entwurf vom 11. August 2023) wird von der Senatorin für Umwelt, Klima 
und Wissenschaft in eigener Verantwortung fortgeführt. 

B. Zu den einzelnen Eckpunkten des Gesetzentwurfes der BremLBO-2024: 

Unter Berücksichtigung der Stellungnahmen im Rahmen der Anhörung, aktueller Bund-Länder-Be-
schlüsse sowie der hierzu erfolgten Abstimmung mit der Ressortleitung und Vertretenden der Koaliti-
onsfraktion ist die nachfolgende Bewertung erfolgt, die in Teilbereichen zu den aufgeführten Nach-
besserungen am Gesetzentwurf geführt hat. 

Eckpunkt 1 EU-rechtskonforme Anpassung der Anforderungen an die Bauvorlagebe-
rechtigung wg. Vertragsverletzungsverfahren 2018/2291 KOM gegen DEU 

Die Architekten- / Ingenieurkammer der Freien Hansestadt Bremen, der Bund Deutscher Architekten 
(BDA) sowie der Bund deutscher Landschaftsarchitekten (BDLA) fordern eine geänderte Umsetzung 
des Beschlusses der 140. BMK vom September 2022 zu § 65 MBO, da sie die musterkonforme 
Schaffung einer „mittleren Bauvorlageberechtigung“ in § 65 Absatz 3 BremLBO-2024 ablehnen. Der 
mit der MBO-Regelung gefundene Kompromiss werde auch von der Bundesingenieurkammer und 
von einigen Bundesländern kritisch gesehen, sodass diese eine abweichende Umsetzung planen 
würden. 

Die von der bremischen Architekten- / Ingenieurkammer geäußerte Rechtsauffassung wird zur 
Kenntnis genommen, sie führt aber bis auf weiteres zu keiner anderen Entscheidung. Um das Ver-
tragsverletzungsverfahren (VVV 2018/2291) der Europäischen Kommission (KOM) gegen die Bun-
desrepublik Deutschland für die Freie Hansestadt Bremen zu beenden, müssen die Anforderungen 
an die Bauvorlageberechtigung nach § 65 BremLBO unverändert musterkonform entsprechend der 
MBO-2022 umgesetzt werden. 

Der Forderung des Bundes Deutscher Landschaftsarchitekten (BDLA) und der Deutschen Gesell-
schaft für Gartenkunst und Landschaftskultur e.V., Landesverband Bremen/ Niedersachsen-Nord 
(dggl) auch die Landschaftsarchitektinnen und Landschaftsarchitekten in die beschränkte Bauvorla-
geberechtigung nach § 65 Absatz 3 Nummer 2 BremLBO-2024 unter Buchstabe b) neu aufzuneh-
men, kann hingegen gefolgt werden, weil insbesondere bei den Aufgabenbereichen 

a) Entsiegelung / Begrünung / Freiflächengestaltung nach § 8 BremLBO-2024, 

b) Flachdachbegrünung, auch in Kombination mit Photovoltaik auf Dachflächen nach § 32 Absatz 
10 und 11 BremLBO-2024 in Verbindung mit dem Bremischen Solargesetz sowie  

c) freiwilliger Fassadenbegrünung  

eine rechtzeitige Verknüpfung mit anderen Gebäudeplanungen bauvorlagerberechtigter Personen 
oder Fachplanenden notwendig ist. 

Der Gesetzentwurf der BremLBO-2024 ist daher wie folgt angepasst worden: 

§ 65 Absatz 3 
Nummer 2 
Buchstabe b) 

(3) Bauvorlageberechtigt sind ferner, 

1. … 

2. Berufsangehörige, welche  

a) … 



Die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung                                                                      Schreiben vom 29. Februar 2024 

 - Seite 4 von 12 - 

 

b) die Berufsbezeichnung „Landschaftsarchitektin“ oder „Landschaftsarchi-
tekt“ führen dürfen, für die mit der Berufsaufgabe der Landschaftsarchi-
tektin oder des Landschaftsarchitekten verbundenen Baumaßnahmen im 
Sinne dieses Gesetzes 

… 

 

Eckpunkt 2 Fortsetzung der Digitalisierung der bauaufsichtlichen Verfahren 

Die sich in Umsetzung befindliche Digitalisierung der bauaufsichtlichen Verfahren wird von vielen 
angehörten Beteiligten ausdrücklich befürwortet. 

Die notwendige Anpassung des Rechtsrahmens war bereits Gegenstand der letzten „Digitalisie-
rungsnovelle“ der BremLBO vom 18. Oktober 2022 (Brem.GBl.S.603). 

Die Entwicklung und Implementierung der nachfolgenden digitalen Antragstrecken ist abgeschlos-
sen  

1. Anzeige zur Beseitigung einer Anlage gemäß § 61 Absatz 3 Satz 2 BremLBO 

2. Genehmigungsfreistellung gemäß § 62 BremLBO 

3. Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren gemäß § 63 BremLBO 

4. Baugenehmigungsverfahren gemäß § 64 BremLBO 

5. Abweichungen, Ausnahmen, Befreiungen gemäß § 67 BremLBO 

6. Baubeginnanzeige gemäß § 72 Absatz 7 BremLBO 

7. Teilbaugenehmigung gemäß § 74 BremLBO 

8. Bauvoranfrage gemäß § 75 BremLBO 

9. Einmalige Verlängerung der Baugenehmigung gemäß § 73 Absatz 2 BremLBO 

10. Einmalige Verlängerung des Bauvorbescheids gemäß § 75 Absatz 4 BremLBO 

11. Anzeige sonstiger Bauzustände oder der Nutzungsaufnahme gemäß § 81 Absatz 2 BremLBO 

Im Laufe des Jahres 2024 ist die Anbindung der Fachverfahren der unteren Bauaufsichten an die 
Antragstrecken und den Vorgangsraum geplant.  

Nach Abschluss der Testungen wird ein Übergang in den Echtbetrieb im Laufe des Jahres 2024 an-
gestrebt. Die regelhafte Inbetriebnahme der digitalen Antragstrecken wird mit Fortschreibung des 
„Verfahrenserlasses zur Einreichung von Unterlagen nach der Bremischen Bauvorlagenverordnung 
für die Durchführung digitaler bauaufsichtlicher Verfahren“ vom 28. November 2022 
(Brem.ABl.S. 992) rechtzeitig bekanntgegeben. 

Eckpunkt 3 Überführung des Ortsgesetzes über die Begrünung von Freiflächen und 
Flachdachflächen in der Stadtgemeinde Bremen (Begrünungsortsgesetz 
Bremen) vom 28. März 2023 (Brem.GBl. S. 282) in die BremLBO 

Die Regelungsinhalte des BegrünungsOG sollen auf die landesrechtliche Ebene angehoben werden 
und damit auch in der Stadtgemeinde Bremerhaven Anwendung finden. Infolgedessen soll das Be-
grünungsOG für die Stadtgemeinde Bremen mit Inkrafttreten der LBO-Novelle-2024 zum 1. Juli 2024 
aufgehoben werden. 

Die bereits mit der Novelle des BegrünungsOG vom 28. März 2023 nachgeschärften Regelungsin-
halte sollen unverändert in die BremLBO-2024 überführt werden. Eine „Aussetzung“ wird als nicht 
sachgerecht angesehen, da dem Klimawandel mit wirksamen Maßnahmen entgegengesteuert wer-
den muss. 

Es wird deshalb ausdrücklich auf die in § 87 Absatz 6 BremLBO-2024 überführte Übergangs-
regelung hingewiesen, wonach versiegelte, ungenutzte Bestandsflächen spätestens bis zum 
31. Dezember 2026 zu entsiegeln und zu begrünen sind. 
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Im Rahmen der Anhörung ist von der Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft kritisiert wor-
den, dass der Regelungsinhalt des § 3 Absatz 2 BegrünungsOG nicht in die BremLBO übernommen 
worden ist. Dies wird von Seiten der Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung damit begrün-
det, dass es sich im Wesentlichen um einen bauplanungsrechtlichen Regelungsinhalt handelt, des-
sen Befreiungsermessen bei der Zulässigkeit von baulichen Anlagen auf nicht überbaubarer Grund-
stücksfläche im Rahmen einer Dienstanweisung geregelt werden soll. 

Unter Berücksichtigung der Bund-Länder-Beschlüsse zum „Bau-Turbo-Pakt“ und um weitere Bau-
kostensteigerungen zum jetzigen Zeitpunkt zu vermeiden, wird auf die insbesondere von der Sena-
torin für Umwelt, Klima und Wissenschaft eingeforderte Aufnahme verpflichtender Anforderungen an 
eine Fassadenbegrünung in dieser Novelle verzichtet. Diese sollen zunächst quartiersbezogen über 
Bebauungspläne und über freiwillige Förderprogramme geregelt werden. 

Eckpunkt 4 Verknüpfungen zum Bremischen Gesetz zur Beschleunigung des Ausbaus 
von Anlagen zur Stromerzeugung aus solarer Strahlungsenergie (Bremi-
sches Solargesetz) vom 2. Mai 2023 (Brem.GBl.S. 443) 

Nach abgeschlossener Abstimmung mit der Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft wird die 
in § 32 Absatz 10 vorgesehene Verknüpfung mit dem nunmehr namentlich genannten BremSolarG 
hinsichtlich der dort in § 2 Absatz 2 bestehenden Anforderungen wortgleich klarstellend erweitert. 

Der Gesetzentwurf der BremLBO-2024 ist wie folgt angepasst worden: 

§ 32 Absatz 10 (10) Bei der Errichtung oder wesentlichen Änderung von verfahrenspflichtigen 
Gebäuden sowie bei Gebäuden, deren Dachhaut grundlegend saniert wird, ist 
die betroffene Tragkonstruktion so zu bemessen, dass Verpflichtungen nach 
dem Bremischen Gesetz zur Beschleunigung des Ausbaus von Anlagen zur 
Stromerzeugung aus solarer Strahlungsenergie zur Errichtung von Anlagen zur 
Erzeugung von Strom durch Nutzung solarer Strahlungsenergie (Photovoltaikan-
lagen) auf Dachflächen erfüllt werden können. Absatz 11 bleibt unberührt. 

Der Forderung der Wohnungswirtschaft nach einem „ablesbaren Rückausnahmevorbehalt“, wonach 
die Dachstatik nur dann ausreichend stark bemessen werden soll, wenn nach dem BremSolarG eine 
tatsächliche Verpflichtung besteht, kann nicht gefolgt werden.  

Die grundsätzliche Verpflichtung nach § 32 Absatz 10 soll unverändert bleiben. Erst wenn durch das 
fachlich zuständige Ressort der Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft eine Ausnahme nach 
dem BremSolarG erteilt wurde, ist diese eine Grundlage für einen Abweichungsantrag nach § 67 
BremLBO. 

Darüber hinaus kann es Fälle geben, in denen zu einem späteren Zeitpunkt aufgrund geänderter 
Bedingungen doch noch eine Photovoltaik-Anlage aufgebracht werden soll, z.B. wenn der bisherige 
Verschattungsgrund entfallen ist. Von daher erscheint es sinnvoll, von vornherein ein Dach mit einer 
ausreichenden Tragfähigkeit vorzuhalten. 

In Zweifelsfällen wird eine fachliche Vorklärung mit dem Energiereferat bei der Senatorin für Umwelt, 
Klimaschutz und Wissenschaft empfohlen, bevor der Bauantrag bei der unteren Bauaufsichtsbe-
hörde eingereicht wird. 
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Eckpunkt 5 Anpassungen der Vorschriften zum barrierefreien Bauen 

Der Landesbehindertenbeauftragte und seine angeschlossenen Verbände bemängeln, dass die ge-
plante LBO-Novelle unter anderem auch Änderungen von Vorschriften vorsehe, welche die Ver-
pflichtung zur Herstellung von Barrierefreiheit indirekt betreffen (z.B. Regelungen zum Gebäude-
typ E, zur Typengenehmigung, Regelungen der „Umbauordnung“). Sie befürchten, dass dadurch die 
gesetzlichen Anforderungen an barrierefreies Bauen abgeschwächt und nicht etwa erweitert werden.  

Die Einführung bzw. Anpassung der betroffenen Vorschriften, ist jedoch keine Bremensie, sondern 
dient der Umsetzung des „Bau-Turbo-Pakts“ im Rahmen der Anpassung an die MBO-Fortschreibung 
2023. 

Abweichend von der MBO wird das in § 67 Absatz 1 BremLBO eingeräumte Ermessen dennoch 
nicht als intendiert lenkende Soll-Vorschrift ausgestaltet, sondern es verbleibt auch für die herausge-
hobenen Abweichungstatbestände nach § 67 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 bis 3 bei einer Kann-Vor-
schrift, die der Bauaufsicht eine ausreichende objektive Würdigung aller Belange ermöglicht, bevor 
über die Erteilung der Abweichung entschieden wird. 

Der Gesetzentwurf der BremLBO-2024 ist wie folgt angepasst worden: 

§ 67 Absatz 1 (1) Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichungen von Anforderungen dieses 
Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn 
sie unter Berücksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter 
Würdigung der öffentlich-rechtlich geschützten nachbarlichen Belange mit den 
öffentlichen Belangen, insbesondere den Anforderungen des § 3 vereinbar ist. 
§ 85 Absatz 1 Satz 3 bleibt unberührt. Abweichungen im Sinne des Satzes 1 
sind insbesondere zulässig für  

 Vorhaben, die der Weiternutzung bestehender Gebäude dienen, 

 Vorhaben zur Energieeinsparung, zur Nutzung erneuerbarer Energien 
und zur Förderung nachhaltiger Mobilität sowie 

 Vorhaben zur Erprobung neuer Bau- und Wohnformen.  

Die Streichung der Öffnungsklausel in § 50 Absatz 1 Satz 4 und 5 BremLBO, wonach bestimmte 
Teile des Gemeindegebiets von der Pflicht zur Herstellung von R-Wohnungen ausgenommen wer-
den können, wird vom Landesbehindertenbeauftragten und seinen angeschlossenen Verbänden 
ausdrücklich begrüßt. Die Erteilung von einzelfallbezogenen Abweichungen nach § 67 i.V.m. § 50 
wird auch vom Bauressort als angemessen angesehen. 

Der „zweite Anlauf“ zur Streichung der Öffnungsklausel in § 50 Absatz 1 Satz 4 und 5 BremLBO wird 
hingegen von der Wohnungswirtschaft erneut kritisch hinterfragt. Es wird gleichwohl mit Bezug auf 
die letzte Sitzung des regelmäßig stattfindenden Gremiums R-Wohnungen am 8. November 2023 
darauf hingewiesen, dass die Streichung dort mündlicher Konsens gewesen sei. Dies aus dem 
Grund, weil bislang kein Nachweis für großflächige Gebietsausnahmen erbracht werden konnte und 
„leere Hüllen“ im Gesetz zu vermeiden sind. Demzufolge soll die Streichung nun wie geplant umge-
setzt werden. Zudem ist ein nochmaliger Verzicht auf die Streichung vor dem Hintergrund der kriti-
schen Stellungnahme der Behindertenverbände zur Novelle im Hinblick auf die Befürchtungen zum 
Gebäudetyp E und zur Typengenehmigung nicht vermittelbar. 

Es wird aktuell diskutiert, das bisherige „Begleitgremium R-Wohnungen“ zukünftig zu einem Forum 
„rund um den barrierefreien Wohnungsbau“ auszugestalten, um einen diesbezüglich regelhaften di-
rekten Austausch zwischen Wohnungswirtschaft und den Behindertenverbänden zu ermöglichen. 

Vom Landesbehindertenbeauftragten wird des Weiteren die geplante Verfahrensfreistellung zur Er-
richtung von Rampen zur Herstellung einer barrierefreien Zugänglichkeit bis zu einer Höhe von 
2 Metern nach § 61 Absatz 1 Nummer 11 BremLBO kritisiert. Es wird darauf hingewiesen, dass be-
reits der gesamte barrierefreie Wohnungsbau sowohl in der Genehmigungsfreistellung nach § 62 
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BremLBO als auch im vereinfachten Genehmigungsverfahren nach § 63 BremLBO ohne bauord-
nungsrechtliche Prüfung errichtet werden kann und die geplante Verfahrensfreiheit von Rampen die 
unbürokratische Beseitigung von „kleineren“ Zutrittsbarrieren im vorhandenen Bestand erleichtern 
soll. 

Darüberhinausgehend fordert der Landesbehindertenbeauftragte erneut die Aufnahme einer allge-
meinen Verpflichtung in die BremLBO, vorhandene Barrieren im Bestand zu beseitigen. Dies ist je-
doch für private Bauvorhaben rechtlich nicht möglich, da aus Gründen des Bestandsschutzes ein 
über § 58 Absatz 4 BremLBO hinausgehendes grundsätzliches Nachbesserungsverlangen für den 
vorhandenen Bestand nicht gefordert werden kann.  

Für Gebäude in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft hat sich die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend 
und Integration in Abstimmung mit den Behindertenverbänden mit den über § 50 BremLBO hinaus-
gehenden Anforderungen an die bauliche Barrierefreiheit nach § 8 des Bremischen Behinderten-
gleichstellungsgesetzes (BremBGG) vom 18. Dezember 2018 (Brem.GBl. 2018, S. 608, 610) eine 
eigene spezialgesetzliche Regelung geschaffen. Dort ist das Nachbesserungsverlangen für den vor-
handenen Bestand in § 8 Absatz 2 und 3 BremBBG explizit hineingeregelt worden. Die qualifizierten 
Baudienststellen der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven sind mit der Bearbeitung der ihnen 
dort gesetzlich aufgetragenen Aufgabe der perspektivischen Beseitigung von Bestandsbarrieren be-
fasst. 

In die BremLBO soll deshalb in § 50 Absatz 6 ein Verweis auf die ergänzenden Anforderungen des 
BremBGG für Bauvorhaben in öffentlicher Trägerschaft aufgenommen werden. 

Eckpunkt 6 Erweiterung des Kataloges der verfahrensfreien Vorhaben in § 61 Absatz 1 

Die geplante Erweiterung, dass Gartengerätehäuser zukünftig bis zu einer Bruttogrundfläche von 
12 m² verfahrensfrei errichtet werden dürfen, wird dergestalt modifiziert, dass sich diese Privilegie-
rung nur auf den Innenbereich bezieht. 

Der Gesetzentwurf der BremLBO-2024 ist wie folgt angepasst worden: 

§ 61 Absatz 1  
Nummer 1 
Buchstabe a) 

(1) Verfahrensfrei sind 

1. folgende Gebäude: 

a) eingeschossige, auch gewerblich genutzte Gebäude mit einer Brut-
togrundfläche bis zu 10 Quadratmeter, Gartengerätehäuser bis 
12 Quadratmeter Bruttogrundfläche, außer im Außenbereich 

Zum Umgang mit städtebaulichen Ermessensentscheidungen bezüglich der Zulässigkeit von bauli-
chen Anlagen auf nicht überbaubarer Grundstücksfläche sollen vorhandene Dienstanweisungen 
durch die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung evaluiert und sachgerecht fortgeschrie-
ben werden.  

Eckpunkt 7 Anpassungen an die Musterbauordnung (MBO), Fortschreibungen aus den 
Jahren 2021 - 2023 

Die Anpassungen an die fortgeschriebene Musterbauordnung sind im Rahmen der Anhörung mit 
Ausnahme der Behindertenverbände ausdrücklich begrüßt worden. 

Die 138. Bauministerkonferenz hatte im November 2021 die Gremien der ARGEBAU um Untersu-
chung gebeten, ob zugunsten des Bauens im Bestand Fortschreibungsbedarfe der Musterbauord-
nung bestehen und ihr zu berichten. 

In Umsetzung dieses Auftrags hat die Fachkommission Bauaufsicht in ihrer 330. Sitzung am 13./14. 
Juli 2022, der 333. Sitzung am 19./20. Juli 2023 sowie in der 334. Sonder-Sitzung am 19. Septem-
ber 2023 über die einzelnen MBO-Änderungen beraten, die von der 142. Bauministerkonferenz 
(BMK) am 23./24. November 2023 „gebündelt“ beschlossen wurden.  
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Ein Teil der Beschlüsse ist auch Inhalt des am 7. November 2023 vereinbarten Bund-Länder-Paktes 
für Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung als. sog. „Bau-Turbo-Pakt“. 

7.1 Folgende Änderungen der MBO werden nach Beschluss der 142. BMK „mustertreu“ in 
die BremLBO-2024 übernommen (keine Änderung gegenüber der Anhörungsfassung 
vom 28.09.2023): 

auch Inhalt des Bund-Länder-„Bau-Turbo-Pakts“ 

7.1.1 Genehmigungsfreistellungsverfahren für Dachgeschossausbau im Bereich nach § 34 
BauGB (siehe zu § 62 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 BremLBO-2024) 

7.1.2 Ermöglichung des Gebäudetyps E (siehe zu § 67 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 BremLBO-
2024 und weitergehende Ausführungen zum Eckpunkt 8) 

7.1.3 Einführung des Instruments der Typengenehmigung zur Förderung des seriellen Bauens 
(siehe zu § 72a BremLBO-2024) 

7.1.4 Anpassung des Anwendungsbereichs der MBO für Windenergieanlagen, die nach der 
Richtlinie 2006/42/EG (Maschinenrichtlinie – MRL) in Verkehr gebracht werden (siehe zu 
§ 1 Absatz 2 Nummer 8 BremLBO-2024) und flankierenden Regelungen 

7.1.5 Erleichterung von Nutzungsänderungen bei der Umnutzung von Aufenthaltsräumen in legal 
bestehenden Gebäuden in Wohnraum (siehe zu § 48 Absatz 5 MBO) 

7.1.6 Erweiterung der genehmigungsfreien Anlagen um Anlagen zur Erzeugung und Nutzung von 
Wasserstoff (siehe zu § 61 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe d) und e) BremLBO-2024) 

7.1.7 Abstandsflächenrechtliche Privilegierung von Antennen einschließlich deren Masten bis zu 
einer Mastbreite von 1,50 m und einer Gesamthöhe von nicht mehr als 50 Meter im Außen-
bereich (siehe zu § 6 Absatz 1 Satz 3 BremLBO-2024) und Ausweitung der Verfahrensfrei-
heit von Antennenanlagen nach § 61 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a) und f) BremLBO-
2024 

7.1.8 Genehmigungsfreistellung zur Umsetzung des Artikels 16 Absatz 6 der RED-II-Richtlinie 
(EU) 2018/2001 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen, wo-
nach das Repowering bestehender Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien durch 
ein vereinfachtes, zügiges Verfahren erleichtert werden soll (siehe zu § 62 Absatz 1 Buch-
stabe e) BremLBO-2024) 

7.1.9 Ermöglichung des vereinfachten Baugenehmigungsverfahren auch für Anlagen i. S. d. der 
RED-II-Richtlinie (EU) 2018/2001, die Sonderbauten sind. Das betrifft vorrangig Windener-
gieanlagen mit einer Höhe von mehr als 30 m (siehe zu § 63 Absatz 2 BremLBO-2024). 

7.1.10 Einrichtung einer einheitlichen Stelle nach § 71a des Bremischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes zur Umsetzung von Artikel 15 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe a) und Artikel 16 
Absatz 1 bis 3 der RED-II-Richtlinie (EU) 2018/2001 (siehe zu § 69 Absatz 4 BremLBO-
2024) 

7.1.11 Neustrukturierung und Ergänzung des Katalogs der Fliegenden Bauten, für die keine Aus-
führungsgenehmigung erforderlich ist (siehe zu § 76 MBO) 

Hinweis zu 7.1.8 bis 7.1.10: 

Auch wenn der Beirat Strom Vorbehalte gegen die Umsetzung der RED-II-Richtlinie geltend ge-
macht hat, können diese für das Gesetzgebungsverfahren keine Berücksichtigung finden, da die An-
forderungen aus der EU-Richtlinie „musterkonform“ in die Landesbauordnungen der Länder zu über-
nehmen sind. Die Einwendungen sind jedoch im Rahmen der konkreten Genehmigungsfragen der 
Einzelstandorte in Abstimmung mit dem für die Energiewende fachlich zuständigen Ressort für Um-
welt, Klima und Wissenschaft zu berücksichtigen. 
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Auch wenn die Untere Bauaufsichtsbehörde in § 69 Absatz 4 BremLBO-2024 als einheitliche Stelle 
benannt ist, erfolgt nach vorheriger Absprache eine Aufgabenwahrnehmung in enger Abstimmung 
mit der Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft.  

7.2 Folgende Vorschriften wurden nach Beschluss der 142. BMK geändert oder nicht in 
die MBO-Fortschreibung übernommen und haben deshalb zu einer nachträglichen An-
passung des Gesetzentwurfes der BremLBO-2024 geführt: 

7.2.1 Die geplante Änderung von Brandschutzvorschriften wird ausgesetzt, da die konkreten Kos-
tenauswirkungen unklar sind 

Der Gesetzentwurf der BremLBO-2024 ist wie folgt angepasst worden: 

§ 29 Absatz 6 

§ 34 Absatz 3 

§ 35 Absatz 8 

§ 35 Absatz 9  

Regelungen bleiben gegenüber der BremLBO-2022 unverändert 

Die geplanten Rechtsänderungen werden jedoch informativ in der Begründung 
aufgeführt und die geänderten Anforderungen können auf freiwilliger Basis be-
rücksichtigt werden. 

7.2.2 Anpassung des Abstandsflächenrechts an die MBO 

Die Neustrukturierung des Abstandsflächenrechts nach § 6 MBO ist auf der 330. Sitzung der FK 
Bauaufsicht im Juli 2022 erörtert und auf der 334. Sitzung der FK Bauaufsicht am 19. September 
2023 beschlossen worden. Jedoch ist der Themenkomplex nicht für die finale Beschlussfassung an 
die 142. BMK weitergeleitet worden. Mit Ausnahme der gegenüber der BremLBO-2022 in § 6 Ab-
satz 5 unveränderten Ermittlung der Abstandsflächen soll die Neustrukturierung der Vorschrift je-
doch schon vorab in die BremLBO-2024 übernommen werden. 

Diese Vorgehensweise ist im Rahmen des Anhörungsverfahrens grundsätzlich akzeptiert worden, so 
dass nur zwei geringfügige Nachbesserungen vorgenommen werden sollen. 

Der Gesetzentwurf der BremLBO-2024 ist wie folgt angepasst worden: 

§ 6 Absatz 6 
Satz 6 wird ge-
strichen  

6Eine von Satz 1 abweichende Abstandsflächentiefe kann nach § 67 in inner-
städtisch dicht bebauten Gebieten oder bei der Aufstockung oder Änderung von 
bestehenden Gebäuden zugelassen werden, wenn diese städtebaulich vertret-
bar und mit den nachbarlichen Belangen vereinbar ist. 

Die Streichung der bisherigen bremischen Regelung ist mit Übernahme der 
neuen Bestandsprivilegierungen nach § 6 Absatz 9 im Sinne der „Umbauord-
nung“ aus rechtssystematischen Gründen vertretbar. 

§ 6 Absatz 8 
Satz 2 

Die Länge der Abstandsflächentiefe gegenüber den Grundstücksgrenzen nicht 
einhaltenden Bebauungen nach Satz 1 Nummern 1, 2, 4 und 6 darf auf einem 
Grundstück insgesamt 18 Meter nicht überschreiten. 

Die bisherige maximale Privilegierung von 18 Metern soll entsprechend der 
BremLBO-2022 unverändert bleiben. 

7.3 Folgende Fortschreibungen der MBO-2023 werden hingegen nicht in die BremLBO-
2024 übernommen 

7.3.1 „§ 49 Absatz 1 Satz 2 MBO-2023 sieht den Entfall der Stellplatzpflicht vor, wenn in einem be-
stehenden Gebäude nachträglich Wohnraum hergestellt werden soll (bspw. durch Aufsto-
ckung, Dachraumausbau, Teilung von Wohnungen).“  

Diese Privilegierungen sind für die Stadtgemeinde Bremen bereits in § 3 Absatz 2 des Mobili-
täts-Bau-Ortsgesetzes vom 20. September 2022 (Brem.GBl. S. 476) umgesetzt worden. Für 
die Stadtgemeinde Bremerhaven ist eine entsprechende Rechtsanpassung in Vorbereitung. 
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7.3.2 § 67 MBO-2023 ändert die Abweichungsregelung von einer „Kann-Vorschrift“ in eine „Soll-
Vorschrift“ unter Nennung von Regelbeispielen.“ 

 Mit Hinweis auf die im Rahmen der Anhörungen unter den Eckpunkten 5 und 8 von diversen 
Stellen vorgetragenen Bedenken bleibt es in § 67 Absatz 1 bei einer „Kann-Bestimmung“, 
d.h. Abweichungsanträge sind von der Bauherrin oder dem Bauherrn mit Begründung einzu-
reichen und von der Unteren Bauaufsichtsbehörde nach sachgerechter Ermessensausübung 
zu entscheiden, ohne dass es einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Abweichung gibt. 

7.3.3 „In § 72 Absatz 1a MBO-2023 wird eine Genehmigungsfiktion für das vereinfachte Bauge-
nehmigungsverfahren aufgenommen.“ 

 Auf die Übernahme dieses Beschleunigungsinstrumentes in die BremLBO-2024 soll jedoch 
bis auf Weiteres verzichtet werden, da 

a) zunächst abgewartet werden soll, ob durch die Digitalisierung der bauaufsichtlichen Ver-
fahren bereits eine Verfahrensbeschleunigung erreicht werden kann, 

b) die Genehmigungsfiktion nur Sinn macht, wenn ergänzend dazu die baunebenrechtliche 
Schlusspunktprüfung der Baugenehmigung nach § 72 Absatz 1 Satz 1 und 3 BremLBO 
aufgegeben wird und 

c) in der Stadtgemeinde Bremen dadurch Beteiligungsrechte der Beiräte nach § 9 Absatz 1 
Nummer 3 BeirOG negativ berührt werden, da keine Fristverlängerungen mehr möglich 
sind, 

so dass hierüber erst nach Abstimmung mit sämtlichen betroffenen Akteuren in einer Fol-
genovelle entschieden werden kann. 

Eckpunkt 8 Einführung einer Experimentierklausel für den neuen Gebäudetyp E 

Die geplante Einführung des Gebäudetyps E wird grundsätzlich von den meisten Akteuren begrüßt. 
Allerding wird bemängelt, dass die in § 67 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 neu geschaffene Abwei-
chungsmöglichkeit zur Ermöglichung des Gebäudetyps E zu unbestimmt sei und es bestehen Be-
fürchtungen, dass einige Themenkomplexe wie z.B. die Begrünung baulicher Anlagen oder die Bar-
rierefreiheit dadurch unterlaufen werden könnten. 

Nach Abstimmung mit der Ressortleitung SBMS ist deshalb folgendes Vorgehen vereinbart worden: 

a) Die herausgehobene Abweichungsmöglichkeit wird mit § 67 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 
BremLBO wie geplant mit dieser Novelle eingeführt, um einfaches / experimentelles Bauen 
grundsätzlich zu ermöglichen. 

b) Abweichend von der MBO-2023 soll diese Regelung jedoch nicht als „Soll-Vorschrift“ mit inten-
diertem Ermessen, sondern als „Kann-Vorschrift“ ausgestaltet werden und „mit Augenmaß“ 
angewendet werden. Auf bewusste thematische Rückausnahmen soll zum jetzigen Zeitpunkt 
bewusst verzichtet werden, um den Experimentierspielraum ganzheitlich zu erhalten. 

c) Der Bund hat eine Handlungshilfe angekündigt, die den Umgang mit der neuen Vorschrift er-
läutern soll. Diese ist abzuwarten1 und im Rahmen der Genehmigungsentscheidung zu be-
rücksichtigen. 

d) In Abstimmung mit der bremischen Architekten- / Ingenieurkammer sollen ausgewählte Pilot-
projekte vorangetrieben und vom Fachbereich Bau engmaschig begleitet werden. 

e) Der Bund wird von den Ländern weiterhin in der Pflicht gesehen, auch das BGB hinsichtlich 
der Mängelhaftungsregelungen als zivilrechtliche Komponente entsprechend anzupassen. 

  

                                                
1 Der Bund hat eine Veröffentlichung im Laufe der Wintermonate 2023 / 2024 angekündigt. 
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Eckpunkt 9 Kleinere verfahrensrechtliche Anpassungen 

Mit den Erfahrungen aus der Genehmigungspraxis sollen mit der LBO-Novelle geringfügige verfah-
rensrechtliche Anpassungen beim Vorrang anderer Gestattungsverfahren (§ 60) und mit der im Rah-
men der LBO-Novelle 2022 mit § 61 Absatz 6 eingeführten „Nothilfevorschrift“ vorgenommen wer-
den.  

Während die in § 60 geplanten Änderungen im Rahmen der Anhörung auf Akzeptanz gestoßen sind, 
erweist sich eine konkretisierende Nachsteuerung der Nothilfevorschrift direkt in § 61 Absatz 6 
BremLBO-2024 aufgrund unterschiedlicher behördlicher Interessenlagen als schwierig, so dass eine 
weitere Feinsteuerung des zusammenwirkenden Behördenhandelns lediglich in der Begründung zur 
BremLBO erfolgen soll. 

Die Vorschrift wird im Gesetz lediglich in Satz 1 dergestalt ergänzt, dass die Anzeige der Gemeinde 
vor Baubeginn, spätestens aber vor Nutzungsaufnahme in Textform mit Nachweis der fachbehördli-
chen Beauftragung zur Kenntnis zu bringen ist, die den Eingang unverzüglich bestätigt. 

Der Gesetzentwurf der BremLBO-2024 ist wie folgt angepasst worden: 

§ 61 Absatz 
Satz 1  

(6) Vorübergehende Nutzungsänderungen, auch in Verbindung mit geringfügi-
gen baulichen Änderungen, sowie die temporäre Errichtung von baulichen Anla-
gen, soweit und solange 

 …. 

 …. 

sind der Gemeinde vor Baubeginn, spätestens aber vor Nutzungsaufnahme in 
Textform mit Nachweis der fachbehördlichen Beauftragung zur Kenntnis zu brin-
gen, die den Eingang unverzüglich bestätigt. 

§ 61 Absatz 6 
Satz 9 wird ge-
strichen  

Soll eine Nutzung nach Satz 1 länger als sechs Monate ausgeübt werden, ist die 
fachlich zuständige Behörde verpflichtet, mit der unteren Bauaufsichtsbehörde 
ein Einvernehmen über die Anforderungen an die Fortsetzung der Nutzung her-
zustellen. 

Der Regelungsinhalt des Satz 9 soll auf Wunsch der Bauaufsichtsbehörden le-
diglich in die Begründung der BremLBO aufgenommen werden. 

 

C. Weiteres Vorgehen: 

1. Um die Fortführung des Gesetzgebungsverfahrens im Hinblick auf das anhängige EU-Ver-
tragsverletzungsverfahren nicht zu verzögern, ist mit der Ressortleitung der Senatorin für Bau, 
Mobilität und Stadtentwicklung vereinbart worden, dass eine Zustimmung zum Artikelgesetz 
durch die Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung am 4. April 2024 abgestrebt wer-
den soll. Nach Zustimmung des Senats soll ein endgültiger Beschluss durch die Bremische 
Bürgerschaft am 29./ 30. Mai 2024 herbeigeführt werden, damit die Rechtsänderungen zum 1. 
Juli 2024 in Kraft treten können. 

2. Da sich der seit der BremLBO-2010 geltende „Verfahrensfrieden“ aus Sicht aller an bauauf-
sichtlichen Verfahren beteiligten Akteure grundsätzlich bewährt habe, soll das Verfahrensrecht 
auch nach der BremLBO-2024 zumindest solange „eingefroren“ bleiben, bis  

a) Erfahrungen mit den digitalisierten Antragstrecken im Hinblick auf die Verfahrenslaufzeit 
vorliegen und 

b) nach Evaluation des Verfahrensrechts der anderen Bundesländer und ressortinterner 
Vorabstimmung eine Verständigung über mögliche verfahrensrechtliche Anpassungen 
mit dem Ziel einer Verfahrensbeschleunigung mit den betroffenen Akteuren erreicht wer-
den konnte (siehe hierzu ergänzend Ausführungen zu 7.3.3). 
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Für Rückfragen stehe ich Ihnen gern Verfügung. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Melzer  
 

Anlagen:   

1. Entwurf eines Artikelgesetzes zur Neufassung der Bremischen Landesbauordnung und Än-
derung des Bremischen Ingenieurgesetzes (Fassung vom 22. Januar 2024) 

2. Begründung zum Gesetzentwurf der BremLBO-2024  

3. Begründung zum Gesetzentwurf zur Änderung des Bremischen Ingenieurgesetzes  

4. Vollständige Synopse BremLBO-22 / Entwurf BremLBO-24, Fassung vom 22. Januar 2024 

5. Änderungssynopse BremIngG-2021 / Änderungen BremIngG-2024, Fassung vom 22. Januar 
2024 

6. Entwurf eines Artikelgesetzes zur Aufhebung des Begrünungsortsgesetzes für die Stadtge-
meinde Bremen (Fassung vom 17. Januar 2024) 

 


